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Proposition du Chef du Département politique, J. M. Knüsel,
au Conseil fédéral

Bern, 12. August 1861

Am 24. Juni letzthin hat der Bundesrath beschlossen1, die Kantone St. Gallen, 
Graubünden und Tessin um Aufschluss anzugehen über die mit dem italienischen 
Ministerium bezüglich der Lukmanierbahn gepflogenen und allfällig ferner zu 
pflegenden Unterhandlungen; um ermessen zu können, ob und inwiefern die 
Art. 8,9 und 10 der Bundesverfassung2 und Art. 16 des Bundesgesetzes über den 
Bau und Betrieb von Eisenbahnen3 in Mitleidenheit kommen.

Seither sind nun die Antworten der Regierungen der drei genannten Kantone 
eingegangen, die im wesentlichen folgendes enthalten.

Die Regierung von Tessin beruft sich im Eingang ihres Schreibens4 auf die Ver­
träge, welche in den Jahren 1845 und 1847 von den drei Kantonen mit dem 
Königreich Sardinien geschlossen wurden5 und welche nebst ändern Punkten 
auch die Bestimmung enthalten, dass man sich gegenseitig zur Erstellung einer 
Eisenbahn Hand bieten wolle, welche den Langensee mit dem Bodensee verbin­
den würde. Im Jahr 1848 sei die neue Bundesverfassung mit dem Artikel 6 der 
Übergangsbestimmungen6 angenommen worden, welcher vorschreibe, dass die 
Concordate bis zu ihrer Aufhebung oder Abänderung in Kraft bleiben, so weit sie 
nicht der Bundesverfassung widersprechen. Nach Erlass des Bundesgesetzes 
über den Bau und Betrieb von Eisenbahnen seien von den eidgenössischen 
Räthen die Concessionen für die s.g. Lukmanierlinie und die Südlinie öfters 
genehmigt und verlängert worden.7 Die Lukmaniergesellschaft habe sich seither 
vielfach bemüht, die Sache in Ordnung zu bringen und habe es am 18. April dieses 
Jahres endlich dahin gebracht, mit einem Abgeordneten des Ministeriums der 
öffentlichen Arbeiten in Turin eine vorläufige Concession unterzeichnen zu kön­
nen8, in welcher der Betrag und die Art und Weise der italienischen Unterstüt­
zung, sowie die daran geknüpften Bedingungen, festgestellt worden seien. Diese 
Übereinkunft sei aber [am] 27. April daraufhin von dem grossen Rathe nicht

1. Cf.E  1004 1 /45 ,  n° 2255.
2. Articles relatifs aux compétences de la Confédération et des cantons en matière de politique  
étrangère. RO I, p. 5.
3. Du 28 ju illet 1852. A van t d ’entrer en tractation avec des compagnies ou des particuliers, les 
gouvernements cantonaux devront fa ire connaître au Conseil fédéral les demandes de conces­
sion, afin que celui-ci puisse se faire représenter dans les négociations. RO III, p. 174.
4. Du 22 ju illet 1861, non reproduite.
5. Concordat entre les cantons de Saint-Gall, des Grisons et du Tessin du 30 octobre 1845, et 
Convention avec la Sardaigne du 16 janvier 1847  (E  53 /1 2 9 (1 )) .
6. R O I ,  p. 34.
7. Cf. N° 358, notes 4 et 5, et N° 404, note 6.
8. Convention du 18 avril 1861, transmise p a r Tourte au Conseil fédéral le 9 mai 1861 (non  
reproduite); publiée dans la Gazetta ticinese du 1er mai 1861.
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genehmigt und auch ein Entscheid verschoben worden, um weitere Aufklärungen 
zu erhalten. Am 13. May haben die wieder zu einer Conferenz in Locarno versam­
melten Abgeordneten der drei Kantone beschlossen, ihre Conferenz nach Turin 
zu verlegen, um vom Minister der öffentlichen Arbeiten verschiedene Auf­
schlüsse, namentlich über eine dritte ausserhalb der in den Concessionen 
bestimmten Linien, zu erhalten. Über die gepflogenen Unterhandlungen gebe das 
beiliegende Protokoll vom 18. May9 Aufschluss. Seither habe der Grosse Rath 
zweimal mit dieser Sache sich beschäftigt, schliesslich aber eine Vertagung bis 
zum 15. September beschlossen, in der Hoffnung, dass bis dahin weitere Unter­
handlungen die Interessen des Kantons zu besserer Geltung bringen dürften. Die 
Unterhandlungen sollen nun fortgeführt werden, welches auch das Ergebnis der­
selben sein möge; so glaube sie, dass weder das Eisenbahngesetz noch die Bun­
desverfassung sich denselben widersetze. Die Lukmaniergesellschaft habe die 
Arbeiten begonnen und den Finanzausweis geleistet, sowie die verlangten Akten- 
stüke eingeschikt, es handle sich um nichts weiter, als die von Sardinien schon 
1847 eingegangenen Verpflichtungen zu regeln, der Lukmaniergesellschaft Bei­
stand zu gewähren; es handle sich um die Concession dieser Bahn, welche vom 
Kanton Tessin einer Gesellschaft mit der Bedingung der sardinischen Beiträge 
ertheilt worden; es handle sich endlich nur um eine vorläufige Übereinkunft, wel­
che von einer Gesellschaft zur Reglung dieser Beiträge geschlossen worden. Die 
Conferenzen seien demnach eine nothwendige Folge des Vertrages von 1847, der 
genehmigten Concession und der von der Gesellschaft mit einem Abgeordneten 
des Ministers abgeschlossenen provisorischen Übereinkunft vom 18. April 1861. 
Schliesslich versichert die Regierung von Tessin, dass sobald die schwebenden 
Unterhandlungen das erwartete Ergebnis geliefert haben werden, so soll der Bun­
desrath über den ganzen Verlauf des Geschäfts in Kenntnis gesetzt werden und 
möge nöthigenfalls den Abschluss selbst genehmigen.

Die Regierung von St. Gallen bezieht sich in ihrer Antwort10 auf das Schreiben 
von Tessin und bemerkt im weitern, die Mitte May in Locarno abgehaltene Con­
ferenz habe in ihren Berathungen nicht weiter schreiten können, ohne vom italie­
nischen Bauminister näheren Aufschluss über diejenige Eisenbahnlinie zu emp­
fangen, durch welche die Lukmanierlinie mit dem italienischen Eisenbahnnetz in 
Verbindung gesetzt werden sollte; solche Aufschlüsse habe man in Turin erwartet 
und sei deswegen dorthin gegangen. Bundesrechtliche Bedenken haben hingegen 
keine obgewaltet, übrigens habe die Zeit zu sehr gedrängt, um vorerst mit den 
Bundesbehörden noch hierüber ins Einverständnis treten zu können. Bei den 
Ende Juni und anfangs Juli in Locarno und Turin stattgehabten Conferenzen 
habe man gehofft, zu einer Konstituirung der Gesellschaft, an welcher die drei 
Kantone Theil nehmen wollen, und zu einer definitiven Verständigung der 
Gesellschaft mit der italienischen Regierung gelangen zu können, daher habe 
man eine direkte Intervention der Bundesbehörde nicht erforderlich gefunden, 
später hätte sich schon Gelegenheit gefunden von der erzielten Verständigung 
Kenntnis zu geben. Die Regierung von St. Gallen schliesst mit der Bemerkung, 
dass, wenn der Bundesrath es für nöthig erachte, bei spätem Verhandlungen ver-

9 . N on reproduit.
10 . L ettre  du 26  ju ille t 1861 , non reproduite.
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treten zu sein, so habe sie nichts dagegen einzuwenden, glaube aber überzeugt 
sein zu dürfen, dass eine solche Intervention nur in einer das Unternehmen för­
dernden Weise stattfinden würde.

Die Regierung von Graubünden schliesst sich den Auseinandersetzungen von 
Tessin und St. Gallen an und fügt folgendes hierzu11: Die 3 Kantone seien mit 
Rechten und Pflichten, wie sie sich aus dem Staatsvertrag von 1847 ergeben, in 
den Bund getreten. Schon im Jahr 1853 haben sie die Bewilligung zu weitern 
direkten Verhandlungen in Turin nachgesucht und erhalten12 und da gegenwärtig 
der nämliche Gegenstand und die nämlichen Interessen in Frage seien, so sei diese 
Erlaubnis noch gültig. Nebstdem seien die Art. 8,9 und 10 der Bundesverfassung 
nicht im Wege; es habe sich bisher noch nicht um einen Staatsvertrag, sondern nur 
um Conferenzen gehandelt, deren Einleitung ohne Voranzeige an den Bundes­
rath habe stattfinden dürfen; übrigens werde man die seiner Zeit erhaltene 
Ermächtigung nicht über Gebühr ausdehnen. Auch das Eisenbahngesetz trete 
nicht hindernd in den Weg; was Bau, Betrieb und Conzessionirung betreffe, so 
treten hier die Kantone resp. die Gesellschaften in erste Linie, daher alle dahin 
einschlagende Privatthätigkeit zwecks Bemühungen behufs Constituirung einer 
Baugesellschaft ausser dem Bereich der Bundescompetenz liegen.

Dieses die Antworten der drei Regierungen.
Was nun vorab die angerufene Ermächtigung vom Jahre 1853 anbetrifft, so 

verhält es sich damit folgendermassen:
Aus einer Note der sardinischen Regierung vom 4. Hornung 185313 ergab es 

sich, dass diese Regierung sich nicht mehr an diejenigen Verpflichtungen gebun­
den glaubte, welche aus dem Staatsvertrag vom Jahr 1847 für die 3 Kantone her- 
fliessen sollen, dass sie aber geneigt war, Verpflichtungen gegenüber einer neu 
sich bildenden Gesellschaft zu übernehmen. Es wurden neue Unterhandlungen 
nöthig und die Kantone St. Gallen und Graubünden suchten bei dem Bundesrath 
um Erlaubnis nach, in direkte Unterhandlungen mit der sardinischen Regierung 
treten zu dürfen, wobei sie sich auf den erwähnten Vertrag von 1847 beriefen. Der 
Bundesrath ertheilte die Ermächtigung, aber unter dem ausdrüklichen Vorbehalt 
der dem Bund bezüglich der Verträge mit dem Ausland zukommenden Befug­
nisse. Ob der 1847er Vertrag über Handels-, Verkehrs- und Eisenbahnverhält­
nisse noch in Kraft bestehe oder nicht, kann dermalen nicht einer Entscheidung 
rufen; offenbar ist er in vielen Punkten als unsern Bundeseinrichtungen zuwider, 
als obsolet zu betrachten. Was die darin berührte Eisenbahnfrage anbetrifft, so 
scheint man in Turin nach der Erklärung von 1853 sich nicht mehr sehr stark 
daran gebunden zu halten, welche Ansicht in neuerer Zeit dadurch noch bestärkt 
wurde, dass eine grössere Commission mit der Frage betraut wurde, zu untersu­
chen, welcher Alpenübergang am meisten den italienischen Interessen Zusage. 
Auch in dem zwischen der Schweiz und Sardinien 1851 abgeschlossenen Han­
delsvertrag14 ist nicht mehr von einem bestimmten Bergübergang die Rede; son-

11. Lettre du 29  juillet 1861, non reproduite.
12. Lettres des Conseils d ’Etat de Saint-Gall (24 juin 1853), et des Grisons (6 juillet 1853) au
Conseil fédéral  (E 53 /1 2 9 (1 )) .  Ces demandes furent acceptées p a r le  Conseil fédéral les 5 et 12
juillet 1853  (E 1004 1 /14 ,  nos 2794 et 2924).
13. E 5 3 /1 2 9 (1 ) .
14. RO II, p. 4 0 3 - 4 1 5 .
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dern nurmehr von einem Schienenweg, welcher unmittelbar von der sardinischen 
Grenze oder dem geeignetsten Punkte des Langensees ausgehend, dort mit den 
Eisenbahnen des Zollvereins in Verbindung gesetzt würde. Nach diesem Ver­
trage sind ferner die Statuten einer diesfallsigen Eisenbahngesellschaft vorher 
von der eidgenössischen und sardinischen Regierung zu genehmigen. Auch über­
nimmt die sardinische Regierung die Verpflichtung, für die Errichtung einer 
Eisenbahn in ihren Staaten, welche entweder unmittelbar oder vermittelst der 
Dampfschiffahrt auf dem Langensee eine Verbindung mit der Schweiz auf demje­
nigen Punkte herstellt, welcher für die gegenseitigen Interessen als der günstigste 
anerkannt werden wird, etc. Es wird dieses alles nicht deswegen angeführt, um die 
Frage über die Rechtsgültigkeit des Vertrages von 1847 zu entscheiden; Sardi­
nien kann mit oder ohne diesen Vertrag eine bestimmte Subvention dem Lukma­
nier zusprechen.

Die Frage, die dermalen den Bundesrath beschäftigt, besteht einzig darin, zu 
entscheiden, ob Verhandlungen der drei Kantonsregierungen mit dem italieni­
schen Ministerium ohne Wissen und Zuthun der Bundesbehörden stattfinden 
dürfen oder nicht. Bis anhin hat man den Bundesrath ignorirt. Laut Protokoll vom 
18. May haben nur die Regierungen von St. Gallen, Graubünden und Tessin 
einerseits und der italienische Minister der öffentlichen Arbeiten anderseits ver­
handelt; es wurde auch in diesem Protokoll die Wünschbarkeit ausgesprochen, 
dass in Zukunft anstatt mit der Bank von St. Gallen, als Concessionär, nur mehr 
mit Abgeordneten der 3 Regierungen und Repräsentanten der Union Suisse und 
der Lombardisch-venetianischen Gesellschaft verhandelt werden möchte. Unge­
achtet der Zuschrift vom 24. Juni15 haben dann anfangs Juli wieder Abgeordnete 
der Kantone in Turin unterhandelt und eine Convention abgeschlossen, die nach 
den öffentlichen Blättern zu urtheilen, im Grossen Rathe von Tessin sowohl vom 
tessinischen als schweizerischen Standpunkt aus hart angefochten wurde. Die­
selbe zu beurtheilen, ist dem Bundesrath unmöglich, da man sie nicht eingeschikt 
hat. Nach den schon früher allegierten Artikeln der Bundesverfassung und des 
Gesetzes über den Bau und Betrieb von Eisenbahnen, sowie nach dem Staatsver­
trag zwischen der Schweiz und Sardinien vom Jahr 1851 liegt es aber nicht nur in 
den Befugnissen des Bundesrathes, sondern in seiner Pflicht, genau von allen 
daherigen Verhandlungen unterrichtet zu sein und zu wachen, dass keine Stipula­
tionen gemacht werden, welche die Rechte und Interessen der Schweiz gefährden 
können. Gerade in der jetzigen Zeit ist eine solche Wachsamkeit namentlich an 
der italienischen Grenze unabweisbar nothwendig.

Das politische Departement stellt daher folgende Anträge:
1. Die Regierungen von St. Gallen, Graubünden und Tessin allen Ernstes ein­

zuladen, dem Bundesrathe von allen künftigen Verhandlungen mit dem italieni­
schen Ministerium über Eisenbahnangelegenheiten rechtzeitig Kenntnis zu 
geben, damit derselbe sich gutfindenden Falls dabei vertreten lassen könne.

2. Sind die gleichen Regierungen zu ersuchen die anfangs Juli abhin in Turin 
abgeschlossene Convention, sowie allfällig andere in dieser Sache getroffene 
Übereinkünfte oder abgefasste Protokolle einzusenden.

15. Non reproduite.
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3. Ist dem Herrn Tourte zu seiner Orientirung von dieser Schlussnahme in 
angemessener Weise Kenntnis zu geben.16

16. Ces propositions ont été adoptées par le Conseil fédéral le 4 septembre 1861 (E 1004 1 /4 6 ,n° 
3151). D ’après les réponses de Saint-G all (20 septembre 1861), des Grisons (27/28 septembre 
1861 ) et du Tessin (24 septembre 1861 ) aucune convention n ’avait été conclue en juillet 1861 
(non reproduites).
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E 2200, Rio de Janeiro 79

Des citoyens suisses résidant à Rio de Janeiro, 
au Conseil fédéral

L  Rio de Janeiro, 21 octobre 1861

Les Soussignés, citoyens Suisses résidents à Rio de Janeiro, prennent la liberté 
de soumettre à l’appréciation du Haut Conseil Fédéral quelques réflexions au 
sujet d ’une question de la plus haute importance pour tous les Suisses qui habitent 
le Brésil ainsi que pour une grande partie de leurs compatriotes en Suisse qui sont 
en relations d’affaires avec le Brésil.

Cette question est celle de la Convention Consulaire, conclue le 20 Janvier der­
nier par l’Envoyé Extraordinaire de la Suisse, Monsieur J. J. de Tschudi au nom 
du Haut Conseil Fédéral Suisse avec le Gouvernement du Brésil, sous réserve de 
ratification.1

Les Suisses au Brésil se sont félicités de cette convention et ils attendaient avec 
anxiété d’un mois à l’autre que, ratifiée par leur Gouvernement, elle devienne un 
traité définitif. Leurs espérances étaient d ’autant plus fondées que par l’Em pe­
reur du Brésil la ratification était déjà effectuée et que la célébration de ce traité 
avait été mentionnée dans le discours de la Couronne, à l’occasion de l’Ouverture 
des sessions du Corps Législatif de cette année.

Quand par les journaux suisses ils ont vu qu’il n’était fait nulle mention de cette 
Convention à l’Assemblée Fédérale; quand par des lettres particulières venues de 
la patrie, ils apprirent que l’opinion du Conseil fédéral n ’était pas favorable à la 
ratification de ce traité, auquel se rattachaient tant d ’espérances, ils furent 
péniblement surpris. — Qu’il leur soit donc permis d ’exposer leur crainte que la 
plus belle occasion de sauvegarder les intérêts suisses au Brésil n’échappe pour 
peut-être ne plus jamais revenir. Ils doivent à leurs familles et aux intérêts étran­
gers, qui leur sont confiés d ’employer tous leurs efforts pour mettre leur situation 
présente et future à l’abri d ’une pareille éventualité.

1. Non reproduite. Cette convention ne fu t pas ratifiée. Cf. RG 1864, p. 23.
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